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Einbürgerung von Flüchtlingen –
typische Probleme in der Praxis

RA Klaus Peter Stiegeler, Freiburg

Die Einbürgerung von Ausländern ist in den letzten Mo-
naten wieder in die Schlagzeilen geraten. Im Mittel-
punkt der Diskussion, die bis ins Feuilleton der überre-
gionalen Zeitungen vorgedrungen ist, stehen der baden-
württembergische »Gesprächsleitfaden zur Einbürgerung«
(vgl. ASYLMAGAZIN 1–2/2006, S. 2) und der »Wissens-
und Wertetest« der hessischen Landesregierung (vgl. FAZ
vom 16.3.2006). Ersterer soll bewirken, dass die deutsche
Staatsangehörigkeit nur erhält, wer »die Hausordnung ak-
zeptiert«, Letzterer, dass sie nicht »im Vorbeigehen erworben
wird«, so die Bundeskanzlerin.

Wer die Praxis des Einbürgerungsverfahrens kennt, weiß,
dass niemand, ob mit oder ohne Test, die deutsche Staatsan-
gehörigkeit im Vorbeigehen erwirbt. Für die meisten An-
tragsteller ist es vielmehr ein oft Jahre dauerndes Verfahren,
das nicht selten mit einer Ablehnung endet.

Dieser Beitrag befasst sich mit den speziellen Problemen
des Staatsangehörigkeitserwerbs durch Flüchtlinge. Mehr
als andere Ausländer bedürfen sie der Hilfe bei der Integrati-
on in die hiesige Gesellschaft. Ihr erzwungenes Exil hat den
Übergang von der Ursprungs- in die Aufnahmegesellschaft
erschwert. Viele wollen durch den Erwerb der deutschen
Staatsangehörigkeit wieder an Lebenssicherheit gewinnen,
sind aber oft schlecht gerüstet für die hohen Anforderungen
im Einbürgerungsverfahren. Zwar sieht die Genfer Flücht-
lingskonvention (GFK) ausdrücklich vor, dass die Einbür-
gerung von Personen erleichtert werden muss, die unter ih-
rem Schutz stehen. Dies hilft jedoch zum einen nur den In-
habern eines Reiseausweises nach Art. 28 GFK. Zum ande-
ren spielt dieses Gebot in der Verwaltungspraxis nur bei der
Aufenthaltsdauer und der Vermeidung von Mehrstaatigkeit
eine Rolle.

Zur Verdeutlichung der Problemlage sei auf folgende
Fallbeispiele verwiesen.

Fall 1: Herr N. kommt aus Sri Lanka. Seine Einreise erfolg-
te im Jahr 1990. Er ist anerkannter Asylberechtigter und steht
seit 15 Jahren in einem ungekündigten Beschäftigungsverhält-
nis. Schon über zwei Jahre läuft sein Einbürgerungsverfahren.
Trotz des Besuchs zweier Sprachkurse an der Volkshochschu-
le ist er in drei Sprachprüfungen gescheitert, weil er im Test-
teil »schriftlicher Ausdruck« nur null Punkte erzielt hat. Er er-
kundigt sich, ob es rechtlich zulässig ist, ihm nur wegen seiner
schlechten schriftlichen Sprachkenntnisse die deutsche Staats-
angehörigkeit auf Dauer zu verweigern.
Fall 2: Die Eheleute S. leben in Baden-Württemberg. Sie stam-
men aus dem Kosovo. Er ist anerkannter Asylberechtigter und
seit 1993 im Bundesgebiet. Die Ehefrau reiste im Jahr 1995 ein.
Beide besitzen eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis. Sie ha-
ben die Einbürgerung unter Hinnahme von Mehrstaatigkeit im
März 2003 beantragt. Dies ist abgelehnt worden, weil Herr S.
im Kosovo keine politische Verfolgung mehr zu befürchten ha-
be. Im Juli 2003 erhielten sie eine Einbürgerungszusicherung,
für den Fall, dass der Verlust der »jugoslawischen« Staatsange-

hörigkeit nachgewiesen werde. Seit diesem Zeitpunkt bemü-
hen sich die Eheleute um die Entlassung aus dieser Staatsan-
gehörigkeit, hatten aber damit keinen Erfolg. Sie haben von
Landsleuten gehört, dass es in anderen Bundesländern solche
Probleme nicht gebe.

Die Rechtsgrundlagen eines Einbürgerungsantrages finden
sich im Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG) in § 8 (Ermes-
senseinbürgerung), § 9 (Solleinbürgerung) und § 10 (An-
spruchseinbürgerung). In der Beratung von Flüchtlingen
geht es fast immer um das Bestehen eines Einbürgerungs-
anspruchs. Oft wird von Behörden und Beratern übersehen,
dass immer auch zu prüfen ist, ob nicht auch eine Einbürge-
rung nach Ermessen in Betracht kommt (vgl. zu allem Hoff-
mann, ASYLMAGAZIN 6/2004, S. 4 ff.).

I. Sprache

Viele Flüchtlinge scheitern mit Ihren Einbürgerungsanträ-
gen an der Sprachhürde. Wer verfolgungsbedingt ausreist,
ist selten vorbereitet auf das Aufnahmeland. Oft verbringen
die Flüchtlinge zudem viele Jahre in einem oder mehreren
Asylverfahren, ohne Sprachförderung zu erhalten. Nicht
selten sind sie dann in einem Alter, in dem das Erlernen ei-
ner neuen Sprache schwer fällt.

Für die Anspruchseinbürgerung nach § 10 StAG sieht
§ 11 S. 1 Nr. 1 StAG ausdrücklich vor, dass die Einbürge-
rung ausgeschlossen ist, wenn der Ausländer nicht über aus-
reichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt. Ei-
ne gesetzliche Definition von ausreichenden Sprachkennt-
nissen gibt es nicht. In der Allgemeinen Verwaltungsvor-
schrift zum Staatsangehörigkeitsrecht vom 13.12.2000 zu
der Vorgängervorschrift des § 11 wird verlangt, dass der
Einbürgerungsbewerber sich nicht nur im täglichen Le-
ben einschließlich der üblichen Kontakte mit Behörden zu-
rechtfinden, sondern auch einen deutschsprachigen Text des
alltäglichen Lebens lesen, verstehen und die wesentlichen
Inhalte mündlich wiedergeben können muss. Die gleiche
Definition enthalten die Vorläufigen Anwendungshinwei-
se zum Staatsangehörigkeitsgesetz (VAH-StAG) – Stand:
10.12.2004 – in Ziff. 11.1.1.1. Die Praxis der Bundesländer
war jedoch bisher nicht einheitlich. In den Verwaltungs-
vorschriften mancher Länder sind schriftliche Sprachprü-
fungen vorgesehen, in anderen nicht (vgl. den Überblick
bei Hailbronner/Renner, Kommentar zum Staatsangehörig-
keitsgesetz, 4. Aufl. § 11 StAG Rn. 6).

Am 20.10.2005 hat sich das Bundesverwaltungsgericht in
zwei Urteilen mit dem Problem befasst und entschieden,
dass neben mündlichen Sprachkenntnissen auch »gewisse
Kenntnisse der deutschen Schriftsprache erforderlich sind«
(vgl. BVerwG, Urteil vom 20.10.2005 - 5 C 8.05 - ASYL-
MAGAZIN 3/2006, S. 39 und vom 20.10.2005 - 5 C 17.05
- (14 S., M7871)). Dies gelte jedenfalls im Rahmen des
Einbürgerungsanspruchs nach § 10 StAG. Denn Sinn und
Zweck des in § 11 S. 1 Nr. 1 StAG geregelten Ausschluss-
grundes sei es, sicherzustellen, dass derjenige, der sich auf
diesen Anspruch berufe, auch sprachlich hinreichend in die
Lebensverhältnisse im Bundesgebiet allgemein und in die
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Lebens-, Berufs- und Wohnumgebung integriert sei. Dies
sei nur der Fall, wenn der Einbürgerungsbewerber in der
Lage sei, im familiären, persönlichen, beruflichen und ge-
sellschaftlichen Umfeld sowie im Umgang mit Behörden
und Ämtern in deutscher Sprache schriftlich zu verkehren.

Erforderlich sei allerdings nicht die Fähigkeit, in deut-
scher Sprache eigenhändig schreiben zu können. Es genüge,
wenn der Antragsteller deutschsprachige Texte des täglichen
Lebens lesen und diktieren sowie das von Dritten oder mit
technischen Hilfsmitteln Geschriebene auf seine Richtigkeit
überprüfen könne.

Ausdrücklich ist das Bundesverwaltungsgericht der vor-
instanzlichen Auffassung des VGH Baden-Württemberg
(Urteil vom 12.1.2005 - 13 S 2549/03 - InfAuslR 2005,
151 (29 S., M6542)) entgegengetreten, im Hinblick auf Be-
stimmungen des Aufenthaltsrechts ergäben sich weiterge-
hende Anforderungen, so die Fähigkeit, sich eigenhändig
schriftlich auszudrücken oder gar die Fähigkeit, einen frem-
den Text nach Diktat zu schreiben bzw. fremde Gedanken
schriftlich in deutscher Sprache wiederzugeben.

Die notwendigen sprachlichen Fertigkeiten lassen sich
mit den Worten des Bundesverwaltungsgerichts wie folgt
zusammenfassen: Der Betroffene muss ». . . seinem mündli-
chen Ausdrucksvermögen und seinen sonstigen Fähigkeiten
nach jedenfalls in der Lage . . . [sein] . . . , Dritten eigene Ge-
danken in deutscher Sprache zu diktieren und . . . des Lesens
. . . hinreichend kundig . . . [sein], um das so Geschriebene
auf seine Richtigkeit zu prüfen und sich als eigene schriftli-
che Äußerung zu Eigen zu machen«.

An diesen Anforderungen hat das Bundesverwaltungsge-
richt auch gegenüber einem Einbürgerungsbewerber fest-
gehalten, der Analphabet ist und deshalb weder in seiner
Muttersprache noch in der deutschen Sprache Texte le-
sen oder schreiben kann. Der Wortlaut des § 11 S. 1 Nr. 1
StAG sei eindeutig und erlaube keine Rücksichtnahme auf
die nur eingeschränkte Sprachbeherrschung. Der Verzicht
auf eine Ausnahmeregelung sei vom Gestaltungsspielraum
des Gesetzgebers gedeckt. Dieser könne mangels eines ver-
fassungsrechtlichen Anspruchs auf Einbürgerung festlegen,
von welchen Anforderungen an die Sprachbeherrschung ein
Anspruch auf Einbürgerung abhängig sein solle.

Wer bei der Anspruchseinbürgerung an den sprachli-
chen Anforderungen scheitert, sollte überlegen, ob nicht ei-
ne Einbürgerung nach Ermessen in Betracht kommt.

In § 8 StAG, der die so genannte Ermessenseinbürge-
rung regelt, sind keine Anforderungen an die Sprachbeherr-
schung genannt. Die Verwaltungspraxis berücksichtigt sie
jedoch bei der Ermessensausübung. Die Ausübung dieses
Ermessens wird wiederum durch Verwaltungsvorschriften
des Bundes und der Länder gesteuert. Nach Ziff. 8.1.2.1.1
VAH-StAG werden allerdings bei der Ermessensausübung
keine geringeren sprachlichen Anforderungen gestellt als
bei der Anspruchseinbürgerung. Anders die Regelung da-
gegen in der Verwaltungspraxis der Länder. So lassen etwa
die Verwaltungsvorschriften des Innenministeriums Baden-
Württemberg vom 5.12.2000 und vom 8.10.2001 zur Über-

prüfung der Kenntnisse der deutschen Sprache von Einbür-
gerungsbewerbern im Einzelfall geringere Kenntnisse ge-
nügen. Die Anforderungen sind etwa dann weniger streng,
wenn der Einbürgerungsbewerber in bestimmter Weise be-
hindert ist, wenn es sich um Kinder zwischen dem 10. und
16. Lebensjahr oder um Personen über 60 Jahre handelt;
das Gleiche gilt dann, wenn der Einbürgerungsbewerber
mit einem deutschen Staatsangehörigen verheiratet ist, le-
diglich über geringe Schulbildung verfügt und keine Be-
rufsausbildung besitzt, die schriftliche Arbeiten erfordert,
oder wenn ein Bewerber im Alltagsleben keinerlei Schreib-
arbeiten fertigen muss. Ferner können nach den baden-
württembergischen Verwaltungsvorschriften auch, wenn-
gleich nur im Rahmen der Miteinbürgerung, die Sprach-
kenntnisse der übrigen Familienangehörigen berücksichtigt
werden. Der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg
(a. a. O.) hat die Einbürgerungsbehörde deshalb verpflich-
tet gesehen, bei der Bewertung der sprachlichen Kenntnis-
se zu berücksichtigen, dass Defizite beim Anspruchssteller
durch seine in der Bundesrepublik geborene und hier seit
vielen Jahren mit ihm zusammenlebende Tochter kompen-
siert werden könnten.

Herr N. aus dem Fall 1 hat also dann gute Chancen auf
eine Einbürgerung, wenn er die deutsche Sprache diktieren
und lesen kann. Sein Unvermögen, eigenhändig deutsche
Texte zu verfassen, darf dagegen der Einbürgerung nicht
entgegengehalten werden.

II. Politische Ausschlussgründe

Eine weitere Hürde der Anspruchseinbürgerung sind gera-
de auch bei Flüchtlingen die Ausschlussklauseln des § 11
S. 1 Nr. 2 und 3 StAG. Wer sich im Herkunftsland poli-
tisch engagiert hat, setzt die politische Betätigung nicht sel-
ten auch im Exil fort. Dies kann jedoch zum Stolperstein bei
der Einbürgerung werden. Denn nach § 11 S. 1 Nr. 2 StAG
besteht der Anspruch auf Einbürgerung nicht, wenn

»tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass
der Ausländer Bestrebungen verfolgt oder unterstützt, oder
verfolgt oder unterstützt hat, die gegen die freiheitliche demo-
kratische Grundordnung, den Bestand oder die Sicherheit des
Bundes oder eines Landes gerichtet sind oder eine ungesetz-
liche Beeinträchtigung der Amtsführung der Verfassungsorga-
ne des Bundes oder eines Landes oder ihrer Mitglieder zum
Ziel haben oder die durch Anwendung von Gewalt oder darauf
gerichtete Vorbereitungshandlungen auswärtiger Belange der
Bundesrepublik Deutschland gefährden, es sei denn, der Aus-
länder macht glaubhaft, dass er sich von der früheren Verfol-
gung oder Unterstützung derartiger Bestrebungen abgewandt
hat«.

Ferner ist gemäß § 11 S. 1 Nr. 3 StAG die Einbürgerung von
Ausländern ausgeschlossen, wenn ein Ausweisungsgrund
nach § 54 Nr. 5 und 5 a des Aufenthaltsgesetzes vorliegt, das
heißt, wenn

»Tatsachen die Schlussfolgerung rechtfertigen, dass er einer Ver-
einigung angehört oder angehört hat, die den Terrorismus un-
terstützt, oder er eine derartige Vereinigung unterstützt oder
unterstützt hat«
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bzw.

»er die freiheitliche demokratische Grundordnung oder die Si-
cherheit der Bundesrepublik Deutschland gefährdet oder sich
bei der Verfolgung politischer Ziele an Gewalttätigkeiten be-
teiligt oder öffentlich zur Gewaltanwendung aufruft oder mit
Gewaltanwendung droht.«

Der Gesetzgeber hat hier einen Cordon sanitaire errichtet,
den kein Ausländer überwinden können soll, der im Ver-
dacht steht, verfassungsfeindliche, extremistische oder gar
terroristische Bestrebungen zu hegen. Die Aufgliederung
der beiden Ausschlussklauseln führt zu insgesamt 17 Ein-
zeltatbeständen, die einem Einbürgerungsanspruch entge-
genstehen. Zutreffend ist deshalb in der Rechtsprechung
die Auffassung vertreten worden, die Regelungen des § 11
S. 2 Nr. 2 und 3 StAG lägen an der Grenze dessen, was das
rechtsstaatliche Gebot der Normenbestimmtheit und Nor-
menklarheit erlaube (VG Stuttgart, Urteil vom 26.10.2005 -
11 K 2083/04 - www.vd-bw.de).

Betroffen sind davon in der Praxis vor allem Unter-
stützer, Mitglieder und Aktivisten kurdischer Parteien und
Vereine, Mitglieder und Unterstützer islamischer bzw. isla-
mistischer Organisationen, aber auch Mitglieder iranischer
Exilorganisationen. So wurde in der Rechtsprechung der
Ausschlussgrund des § 11 S. 1 Nr. 2 StAG z. B. als erfüllt an-
gesehen bei
• Unterzeichnung der PKK-Selbsterklärung (»Auch ich
bin ein PKK-ler«) (VGH Baden-Württemberg, Urteil vom
10.11.2005 - 12 S 1696/05 - juris; OVG Hamburg, Urteil
vom 6.12.2005 - 3 Bf 172/04 - (25 S., M7996); VG Saarlalnd,
Urteil vom 12.4.2005 - 12 K 80/04 - juris),
• Vorstandstätigkeit im Kulturzentrum Kurdistan e. V. und
Organisation von Veranstaltungen für den Verein (OVG
Rheinland-Pfalz, Urteil vom 4.7.2005 - 7 A 12260/04.
OVG - juris (14 S., M7002)),
• aktiver Mitgliedschaft in einem örtlichen Verein, der YEK-
KOM und KONKURD angeschlossen ist (VG Gießen, Ur-
teil vom 3.5.2004 - 10 E 2961/03 - juris (19 S., M5682)),
• regelmäßiger, auch passiver, Teilnahme an PKK/KADEK-
bzw. ERMK/YDK-Veranstaltungen über einem längeren
Zeitraum (BayVGH, Urteil vom 27.5.2003 - 5 B 01.1805 -
juris (15 S., M4098); VGH Baden-Württemberg, Urteil vom
11.7.2002 - 13 S 1111/01 - NVwZ-RR 2003, 459),
• Mitarbeit und Vorstandsmitgliedschaft bei TKP/NL,
ATIF, RTIK (VGH Baden-Württemberg, Urteil vom
12.12.2005 - 13 S 2948/04 - juris; VG Gießen, Urteil vom
18.10.2004 - 10 E 891/04 - juris (11 S., M6080)),
• Unterstützung der PKK/ERNK, u. a. durch Pro-forma-
Tätigkeit als Vorstand im Verein »Kurdisches Volkshaus e. V.«
(VG Stuttgart, Urteil vom 12.10.2005 - 11 K 1429/04 -
www.vd-bw.de),
• Vorstandsmitgliedschaft (Kassenwart) in der Islamischen
Gemeinschaft Deutschlands (IGD) bzw. aktive Mitglied-
schaft (Vorbereitung von Reden, Mithilfe bei Jahrestreffen)
in der IGD (BayVGH, Beschluss vom 13.7.2005 - 5 ZB
05.901 - juris; VG Berlin, Urteil vom 29.11.2005 - 2 A
100.04 - juris),

• Mithilfe in der Öffentlichkeitsarbeit des Islamischen
Kultur- und Erziehungszentrums Berlin e. V. (IKEZ) (VG
Berlin, Urteil vom 29.11.2005 - 2 A 100.04 - juris),
• Vorstandsmitgliedschaft in der Islamischen Gemeinschaft
Milli Görüs (IGMG) (OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom
24.5.2005 - 7 A 10953/04.OVG - juris (19 S., M7001); VG
Neustadt, Urteil vom 20.3.2004 - 5 K 2179/03.NW - juris;
a. A. VG Karlsruhe, Urteil vom 26.2.2003 - 4 K 2234/01 -
juris),
• mehrjährigen Spenden an die Islamische Gemeinschaft
Milli Görüs (IGMG) (VG Mainz, Urteil vom 24.11.2004
- 6 K 251/04.MZ - juris),
• kontinuierlicher, über Jahre andauernder Beteiligung an
Aktionen und Veranstaltungen der Volksmudschaheddin
oder des nationalen Widerstandsrats Iran (VG Hamburg,
Urteil vom 30.9.2004 - 10 K 6189/03 - juris (15 S., M6186)).

III. Mehrstaatigkeit

Sowohl im Rahmen der Ermessenseinbürgerung nach § 8
StAG als auch bei der Anspruchseinbürgerung nach § 10
StAG wird der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit
grundsätzlich von der Aufgabe der bisherigen Staatsan-
gehörigkeit abhängig gemacht. Ausnahmen sind in engen
Grenzen möglich. Zeitweise hielten sich allerdings Regel
und Ausnahme beinahe die Waage. So lag z. B. in Baden-
Württemberg der Anteil der Ausländer, die unter Hinnah-
me eines »Doppelpasses« eingebürgert wurden, in den Jah-
ren 2000 und 2001 bei jeweils 46 %. Er ging aber seitdem
ständig zurück (2002: 31 %, 2003: 24 %).

Bei der Einbürgerung nach § 8 StAG ist der Grund-
satz der Vermeidung von Mehrstaatigkeit im Rahmen der
Ermessensausübung zu beachten (Ziff. 8.1.2.6 VAH-StAG).
Für die Anspruchseinbürgerung enthält § 10 Abs. 1 S. 1
Nr. 4 StAG die gesetzliche Regel, während § 12 StAG nor-
miert, wann ausnahmsweise Mehrstaatigkeit hingenommen
wird.

Im vorliegenden Zusammenhang werden wegen ihrer
praktischen Bedeutung im Beratungsalltag drei dieser ge-
setzlichen Ausnahmetatbestände herausgegriffen.

1. Staaten, die die Entlassung aus ihrer Staatsan-
gehörigkeit regelmäßig verweigern

Gemäß § 12 Abs. 1 Nr. 2 StAG wird Mehrstaatigkeit hinge-
nommen, wenn der ausländische Staat die Entlassung re-
gelmäßig verweigert und der Ausländer der Einbürgerungs-
behörde einen Entlassungsantrag zur Weiterleitung an den
ausländischen Staat übergeben hat. Private Entlassungsbe-
mühungen der Antragsteller genügen also nicht. Derzeit
können sich nach Ziff. 12.1.2.2 VAH-StAG die Staatsange-
hörigen folgender Staaten auf diese Bestimmung berufen:
Afghanistan, Algerien, Eritrea, Iran, Kuba, Libanon, Marok-
ko, Syrien und Tunesien.
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2. Versagung der Entlassung u. a.

Nach § 12 Abs. 1 Nr. 3 StAG wird die Einbürgerung nicht
von der Aufgabe der bisherigen Staatsangehörigkeit abhän-
gig gemacht, wenn der ausländische Staat
• die Entlassung aus der Staatsangehörigkeit aus Gründen
versagt hat, die der Ausländer nicht zu vertreten hat, oder
• von unzumutbaren Bedingungen abhängig macht oder
• über den vollständigen und formgerechten Entlassungs-
antrag nicht in angemessener Zeit entschieden hat.

Die Voraussetzungen der ersten Fallgruppe liegen nur
dann vor, wenn ein formgerechter Antrag auf Entlassung aus
der bestehenden Staatsangehörigkeit gestellt wird und ei-
ne ablehnende schriftliche Entscheidung erfolgt (vgl. VGH
Baden-Württemberg, InfAuslR 2003, 160, 162). Von einer
Versagung der Entlassung ist nach Ziff. 12.1.2.3.1 VAH-
StAG auch dann auszugehen, wenn es dem Antragstel-
ler trotz ernsthafter und nachhaltiger Bemühungen gar
nicht erst gelingt, den Antrag auf Entlassung anzubrin-
gen. Im Streitfall muss der Einbürgerungsbewerber ge-
genüber der Einbürgerungsbehörde den Nachweis führen,
dass er die Verfahrens- und/oder Formerfordernisse ein-
gehalten hat und der Antrag der zuständigen Stelle sei-
nes Herkunftslandes zugegangen ist (vgl. VGH Baden-
Württemberg, InfAuslR 1997, 317; OVG Rheinland-Pfalz,
InfAuslR 1995, 419).

Hier kommt es oft zu Versäumnissen der Einbürge-
rungsbewerber. Vor allem Flüchtlinge scheuen begreifli-
cherweise den Kontakt mit den Auslandsvertretungen des
Herkunftslandes. Wenn sie schon einmal persönlich vor-
sprechen, lassen sie sich vielfach mit hinhaltenden Auskünf-
ten abspeisen, ohne auf schriftliche Bescheide zu dringen.
Es ist Aufgabe des Beraters, den Betroffenen Hinweise zu
geben, wie verwertbare Nachweise beschafft werden; etwa
dadurch, dass Postsendungen per Einschreiben/Rückschein
vorgenommen werden, dass Zeugen sowohl beim Versand
von Unterlagen als auch bei der Vorsprache in den Aus-
landsvertretungen mitgenommen werden u. s. w.

Schwierigkeiten gibt es aber auch bei der zweiten Alter-
native des § 12 Abs. 1 Nr. 3 StAG. Es liegt in der Natur der
Sache, dass Einbürgerungsbewerber und Behörden nicht
selten unterschiedlicher Meinung darüber sind, wann Ent-
lassungsbedingungen unzumutbar sind. Hinzu kommt die
unterschiedliche Praxis in den einzelnen Bundesländern.
Dies ist nicht zuletzt auf die knappen Hinweise in den –
bundeseinheitlichen – VAH-StAG zurückzuführen, wo le-
diglich zwei Beispiele für unzumutbare Entlassungsbedin-
gungen genannt sind: die Forderung überhöhter Gebühren
und das Verlangen nach Ableistung des Wehrdienstes unter
bestimmten Voraussetzungen.

Als unzumutbar werden derzeit – ohne Anspruch auf
Vollständigkeit – folgende Bedingungen angesehen:
• Die Aufforderung, einen Asylantrag zurückzunehmen
(vgl. VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 16.10.1991 - 13
S 2510/89 - juris) oder den bereits erlangten Status als an-

erkannter Flüchtling/Asylberechtigter aufzugeben (vgl. GK-
StAR, § 12 StAG Rn. 128).
• Die Verpflichtung, religiöse Symbole zu tragen (vgl. BT-
Drs. 14/533, S. 19) oder andere religiös bestimmte Hand-
lungen vorzunehmen, wie z. B. das Tragen eines Kopftuches
oder eines Schleiers bei der Anfertigung eines Passfotos (so
zutreffend VG Berlin, NVwZ-RR 1993, 445 und Rittstieg,
InfAuslR 1994, 32, Berlit, GK-StAR, § 12 StAG Rn. 131 so-
wie Geyer, Staatsangehörigkeitsrecht, Typoskript vom März
2006, http://auslaender-asyl.dav.de/staats.html). Diese Auf-
fassung ist allerdings umstritten. So hat der BayVGH das
Tragen eines Kopftuches lediglich als allgemeine Verhal-
tensmaßregel und nicht als religiöse Handlungen angese-
hen (vgl. BayVGH, NVwZ 2000, 952; ferner VGH Baden-
Württemberg, InfAuslR 1992, 98).
• Die Zahlung von Bestechungsgeldern (vgl. OVG
Rheinland-Pfalz, InfAuslR 2006, 92 (9 S., M7574))
• Wird die Entlassung aus der Staatsangehörigkeit von der
Leistung des Wehrdienstes abhängig gemacht, so ist dies
nach der derzeitigen Verwaltungspraxis unzumutbar, wenn
der Einbürgerungsbewerber über 40 Jahre alt ist, mindes-
tens 10 Jahre in Deutschland gewohnt hat und seit 15 Jahren
nicht mehr seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Herkunfts-
staat hatte oder wenn er durch die Leistung des Wehrdiens-
tes in eine bewaffnete Auseinandersetzung mit der Bun-
desrepublik Deutschland oder einem mit ihr verbündeten
Staat verwickelt werden könnte, wenn er zur Ableistung
des Wehrdienstes für mindestens zwei Jahre seinen Aufent-
halt im Ausland nehmen müsste und in familiärer Gemein-
schaft mit seinem Ehegatten und einem minderjährigen
Kind lebt oder wenn er sich aus Gewissensgründen der Be-
teiligung an jeder Waffenanwendung zwischen den Staaten
widersetzt und die Leistung eines Ersatzdienstes nicht mög-
lich ist. Das Gleiche gilt, wenn der Wehrdienst zwar durch
Zahlung einer Geldsumme abgewendet werden kann, die-
se jedoch das Dreifache des durchschnittlichen Bruttomo-
natseinkommens des Einbürgerungsbewerbers, mindestens
aber 5112,92AC übersteigt (vgl. zu allem Ziff. 12.1.2.3.2.2
VAH-StAG). Als unzumutbare Bedingung der Entlassung
aus der Staatsangehörigkeit Serbien-Montenegros wird es
auch angesehen, dass zwar seit längerem Wehrpflichtige al-
banischer Volkszugehörigkeit nicht mehr zur Ableistung des
Wehrdienstes eingezogen werden, dennoch aber die Entlas-
sung aus Gründen der Wehrpflicht verweigert wird (vgl. IM
Niedersachsen, Erlass vom 3.6.2005 - 44.01-120 130/21 -
(2 S., M6730)).

Die Voraussetzungen der dritten Fallgruppe werden be-
jaht, wenn zwei Jahre nach Einreichung eines vollständi-
gen und formgerechten Entlassungsantrages eine Entlas-
sung aus der Staatsangehörigkeit nicht erfolgt ist und mit
einer Entscheidung innerhalb der nächsten sechs Mona-
te nicht zu rechnen ist (VAH-StAG Ziff. 12.1.2.3.3). Die
Einbürgerungsbehörden orientieren sich vielfach starr an
der Zweijahresgrenze, während die Rechtsprechung diese
Frist als Obergrenze ansieht und je nach Einzelfall auch
nach geringerer Zeitdauer die Voraussetzungen des § 12
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Abs. 1 Nr. 3 StAG bejaht (vgl. VGH Baden-Württemberg,
InfAuslR 2003, 160; OVG Niedersachsen, InfAuslR 1999,
242 und OVG Nordrhein-Westfalen, InfAuslR 1996, 22).

Besondere Schwierigkeiten bereiten im vorliegenden
Zusammenhang die unterschiedlichen Anforderungen
der Bundesländer bei der Einbürgerung von serbisch-
montenegrinischen Staatsangehörigen aus dem Kosovo.

Die Bundesländer Hessen (Erlass vom 20.6.2005 - II 15-
01 c 08-18-05/001 -), Niedersachsen (Erlass vom 3.6.2005
- 44.01-120 130/21 -), Nordrhein-Westfalen (Erlass vom
21.6.2005 und vom 2.12.2005 - 14-40.03-Jug/2 - (1 S.,
M7442)) und Rheinland-Pfalz (Erlass vom 21.10.2005 - 15
207-1:313 -) haben im Hinblick auf die Schwierigkeiten, die
serbisch-montenegrinische Staatsangehörige aus dem Koso-
vo bei der Entlassung aus ihrer Herkunftsstaatsangehörig-
keit haben, angeordnet:
• Hinnahme von Mehrstaatigkeit bei serbisch-montene-
grinischen Staatsangehörigen mit albanischer Volkszugehö-
rigkeit (Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und
Rheinland-Pfalz)
• Hinnahme von Mehrstaatigkeit bei Angehörigen aller
Volksgruppen aus dem Kosovo, wenn ein formgerechter
Entlassungsantrag nicht gestellt werden kann, weil die Ge-
burtsmatrikel durch Kriegsereignisse vernichtet wurden.
Gleiches gilt, wenn zuvor schon die Ausstellung eines Na-
tionalpasses wegen vernichteter Geburtsmatrikel gescheitert
ist (Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen).

Demgegenüber belassen es andere Bundesländer bei
der gesetzlichen Regelung und deren Auslegung durch die
VAH-StAG. So werden die Antragsteller z. B. in Baden-
Württemberg darauf verwiesen, dass sie frühestens zwei Jah-
re nach der Einreichung eines vollständigen formgerechten
Antrags die Einbürgerung unter Hinnahme von Mehrstaa-
tigkeit erreichen können. Auch der Verweis darauf, dass es
innerhalb dieses Zeitraums oft noch nicht einmal möglich
ist, einen formgerechten Antrag zu stellen, weil zuvor ein
Reisepass ausgestellt werden muss, Geburtsurkunden be-
schafft werden müssen u. s. w., findet kein Gehör. Typisch
ist folgender Auszug aus dem Schreiben eines Landratsam-
tes:

»Bezüglich der Antragsstellung auf Entlassung aus der ser-
bisch-montenegrinischen Staatsangehörigkeit teilen wir mit,
dass hierfür der Besitz eines gültigen Reisepasses erforderlich
ist. Soweit hierfür ein Staatsangehörigkeitsfeststellungs- oder
ein Nachregistrierungsverfahren bei den serbisch-montenegri-
nischen Behörden notwendig sein sollte, wäre dies zumutbar.
Die Einbürgerungsbewerber müssen ihre diesbezüglichen Be-
mühungen zeitnah durch geeignete Belege nachweisen. Beim
serbisch-montenegrinischen Generalkonsulat gestellte Anträge
sind durch entsprechende Bescheinigungen des Generalkon-
sulates nachzuweisen. Aus der Bescheinigung muss sich erge-
ben, wann der Antrag gestellt wurde und ob die erforderlichen
Unterlagen beigefügt waren. Sollte über den formgültigen An-
trag auf Ausstellung eines Reisepasses, eines Staatsangehörig-
keits nachweises bzw. auf Nachregistrierung wegen Untätigkeit
der serbisch-montenegrinischen Behörden nicht innerhalb ei-
nes Zeitraums von zwei Jahren beschieden worden sein, wird
die Hinnahme von Mehrstaatigkeit geprüft.«

Angesichts der o. g. Ländererlasse, sollten die Betroffenen
in solchen Fällen eine Untätigkeitsklage in Erwägung zie-
hen. Auch wenn damit nicht unerhebliche Kosten verbun-
den sind, tragen sie erfahrungsgemäß zur Beschleunigung
und Straffung der Einbürgerungsverfahren bei. Dieser Weg
ist auch den Eheleuten S. aus Fall 2 zu empfehlen

3. Konventions- und Kontingentflüchtlinge

Nach der Ausnahmeregelung des § 12 Abs. 1 Nr. 6 StAG
werden Inhaber eines Reiseausweises nach Art. 28 der Gen-
fer Flüchtlingskonvention (GFK) vom 28.7.1951 und In-
haber einer Niederlassungserlaubnis nach § 23 Abs. 2 Auf-
enthG ohne vorherige Aufgabe der bisherigen Staatsangehö-
rigkeit eingebürgert. Begünstigt sind damit die nach Art. 16 a
GFK und § 60 Abs. 1 AufenthG (bzw. früher § 51 AuslG)
anerkannten Flüchtlinge, die im Ausland als Flüchtlinge im
Sinne der GFK anerkannten Personen und jüdische Emi-
granten aus der Sowjetunion und ihren Nachfolgestaaten.

Obwohl nach dem Gesetzeswortlaut die Begünstigung
den Besitz des Reiseausweises voraussetzt, nehmen Einbür-
gerungsbehörden mitunter eine eigene Überprüfung der
Verfolgungsvoraussetzungen vor. Dies ist jedoch nicht zu-
lässig. Der Gesetzesbefehl (Besitz!) ist eindeutig (vgl. auch
GK-StAG § 12 Rn. 248). Wendet sich die Behörde aber nach
einem entsprechenden Einwand der Antragsteller an das
BAMF, wird nicht selten die Einleitung eines Widerrufsver-
fahrens die Folge sein.

Damit ist ein weiterer Problembereich angesprochen:
Das Verhältnis von Widerrufs- und Einbürgerungsverfah-
ren. Viele Asylwiderrufsverfahren beginnen mit einem Ein-
bürgerungsantrag. Das führt nicht selten zu einem Wettlauf
zwischen BAMF und Betroffenen, der vielfach durch die
Arbeitsbelastung der für die Untätigkeitsklage zuständigen
Verwaltungsgerichte entschieden wird.

Im vorliegenden Zusammenhang geht es aber nicht um
den Aufenthaltstitel des Einbürgerungswilligen, sondern
darum, ob er sich trotz des Besitzes eines Reiseausweises
nach der GFK die Einleitung eines Asylwiderrufsverfahrens
(oder -rücknahmeverfahrens) nach §§ 73, 73 a AsylVfG ent-
gegenhalten lassen muss, wie es vielfach Verwaltungspraxis
ist. Hier ist Folgendes zu unterscheiden:

Liegt ein gültiger Reiseausweis (vgl. dazu: BayVGH, Ur-
teil vom 17.2.2005 - 5 B 04.392 - (12 S., M6553)) vor, beste-
hen aber Zweifel, ob der Einbürgerungsbewerber weiterhin
verfolgt ist, kommt der Einbürgerungsbehörde kein Prü-
fungsrecht der materiellen Flüchtlingsberechtigung zu. Sie
hat den Besitz des Reiseausweises ohne Einschränkung zu
beachten und ohne Verzug den Einbürgerungsantrag zu be-
arbeiten (vgl. GK-StAR § 12 Rn. 247; Geyer, a. a. O., S. 50).

Geschieht dies nicht, kommt ein Amtshaftungsanspruch
des Antragstellers in Betracht, sofern ihm durch die verzö-
gerte Bearbeitung ein Schaden entsteht. Daran ist zu den-
ken, wenn bei rechtzeitiger Entscheidung im Einbürge-
rungsantrag vor Erlass der Widerrufs- bzw. Rücknahmeent-
scheidung des BAMF hätte stattgegeben werden müssen
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(anders: BayVGH, Urteil vom 17.2.2005 - 5 BV 04.1225 -
juris: Folgenbeseitigungslast bei qualifizierter behördlicher
Untätigkeit). Zumindest kann ein Amtshaftungsanspruch
auf Erstattung der Rechtsanwaltskosten bestehen (vgl. LG
Aachen, Urteil vom 5.10.2005 - 4 O 38/04 (7 S., M7774)).

Anders ist seit Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes
die Rechtslage, wenn bereits eine Widerrufs- oder Rücknah-
meentscheidung vorliegt. Gemäß § 73 Abs. 2 a S. 4 AsylVfG
entfällt trotz fehlender Bestandskraft die Verbindlichkeit der
Entscheidung über den Asylantrag im Einbürgerungsver-
fahren. Die Antragsteller können sich im Einbürgerungs-
verfahren so lange nicht auf § 12 Abs. 1 Nr. 6 StAG beru-
fen, bis die Widerrufs- bzw. Rücknahmeentscheidung zu-
rückgenommen oder rechtskräftig aufgehoben wurde. Es
bleibt ihnen aber unbenommen, die Fortführung des Ein-
bürgerungsverfahrens unter Verzicht auf diese Befreiungs-
regelung zu verlangen.

IV. Gebühren

Die Einbürgerungsgebühr beträgt gem. § 38 Abs. 2 S. 1
StAG 255AC pro Person. Sie ermäßigt sich für ein minder-
jähriges Kind, das miteingebürgert wird und keine eigenen
Einkünfte hat, auf 51AC. Nach § 38 Abs. 2 S. 4 StAG kann je-
doch aus Gründen der Billigkeit oder des öffentlichen Inter-
esses Ermäßigung bzw. Befreiung von der Gebührenpflicht
gewährt werden. Davon sollten auf jeden Fall Konventions-
flüchtlinge im Sinne von § 12 Abs. 1 Nr. 6 StAG Gebrauch
machen. Denn die Einbürgerungsbehörde hat bei der Ent-
scheidung über einen Gebührenermäßigungs- oder Befrei-
ungsantrag das Wohlwollensgebot aus Art. 34 GFK zu be-
rücksichtigen (so zu Recht VG Aachen, Urteil vom 9.9.2005
- 7 K 2270/02 - (11 S., M7773) und VG Bremen, Urteil
vom 10.5.2004 - 4 K 231/04 -; vgl. aber BVerwG, Beschluss
vom 20.10.2005, ASYLMAGAZIN 12/2005, S. 35, in dem
die Revision zur Frage zugelassen wurde, inwieweit sich
aus Art. 34 GFK eine Verpflichtung ergibt, die Kosten des
Einbürgerungsverfahrens herabzusetzen). Vielfach wird aus
Unkenntnis der Antrag auf Billigkeitsentscheidung nicht
gestellt. Er kann aber selbst dann noch nachgeholt werden,
wenn die Regelgebühr bereits festgesetzt und bezahlt wurde
(so zu Recht VG Aachen, a. a. O.).

V. Fazit

Obwohl die vorstehende Darstellung nur einen kleinen Teil
der Probleme anspricht, die sich in der Beratung von ein-
bürgerungswilligen Flüchtlingen eröffnen, wird deutlich,
wie steinig der Weg zur deutschen Staatsangehörigkeit für
diese Ausländergruppe ist. Wer diese Praxis kennt, betrach-
tet die derzeitige ideologische Aufrüstung im Staatsangehö-
rigkeitsrecht mit Missbehagen. Alle wohlfeilen Forderun-
gen nach mehr Integrationsdruck sind immer abstrakt. Er-
füllen muss diese Forderungen aber der einzelne Mensch,
der ihnen nur entsprechend seinen Fähigkeiten und Mög-
lichkeiten nachkommen kann.

Ländermaterialien

Hinweis zu Dokumenten des Auswärtigen
Amtes
Für die Bestellung der Lageberichte und Stellungnahmen
des Auswärtigen Amtes – Bestellnummern sind mit A
kenntlich gemacht – gelten folgende Regelungen:

Dokumente des AA können bezogen werden von Aus-
ländern, die im Rahmen eines asyl- oder ausländerrechtli-
chen Verfahrens um rechtlichen oder humanitären Abschie-
bungsschutz nachsuchen oder nachsuchen wollen, sowie
von deren Rechtsanwälten oder Beratern. Die Bestellung er-
folgt bei unserem Materialversand IBIS e. V. zu den üblichen
Bedingungen (s. Bestellformular). Voraussetzung hierfür ist
die Glaubhaftmachung, dass der Lagebericht für ein laufen-
des oder beabsichtigtes Verfahren benötigt wird.

Diese Glaubhaftmachung kann im Regelfall dadurch ge-
schehen, dass bei der Bestellung die Kopie eines Dokuments
aus einem relevanten laufenden Asyl- oder ausländerrecht-
lichen Verfahren bzw. ein entsprechender Antrag oder An-
tragsentwurf vorgelegt wird. Aus den vorgelegten Papieren
muss deutlich werden, dass in dem Verfahren Umstände
geltend gemacht werden, zu denen im Lagebericht oder in
der Stellungnahme Aussagen enthalten sind.

Neu bei www.ecoi.net:

Länderberichte:
US Department of State: Jahresbericht zur Menschen-
rechtslage 2005 (engl.).
Berichte vom 8.3.2006: »Country Report on Human Rights
Practices 2005« (##46005–46164)

Afghanistan

Mostafa Danesch: Versorgungslage auch in Kabul
katastrophal
Stellungnahme vom 25.1.2006 an VG Hamburg - 6 A 800/05
- (39 S., #48033, M7988)
Redaktionelle Vorbemerkung:
Die Stellungnahme von Dr. Mostafa Danesch basiert auf
einer Reise vom 10. bis 26. Dezember 2005, bei der er
insbesondere über die Lage von Rückkehrern aus Euro-
pa und über die aktuelle Situation der Hindu- und Sikh-
Minderheiten recherchierte. Der Autor kommt zu dem Er-
gebnis, dass sich die Gefahrenlage von Hindus und Sikhs
gegenüber früheren Jahren bedeutend verschärft hat. Daher
seien seine noch immer häufig zitierten Aussagen zur Lage
der religiösen Minderheiten aus den Jahren 2002 und 2003
nicht mehr gültig. Wir dokumentieren im Folgenden Aus-
züge aus der Stellungnahme zur Versorgungslage.
Aus dem Dokument:
»(. . .) Nach meiner Kenntnis wurden speziell in den letzten
Monaten diese Berichte [des Auswärtigen Amtes, d. Red.]
immer wieder zu Urteilen und Entscheidungen herange-
zogen, die meiner Ansicht nach auf falschen Grundlagen
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